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Präambel 

Diese Auftragsbedingungen der A.V.A.T.I.S. Audit GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft ergänzen und konkretisieren die vom Institut der Wirtschaftsprüfer e. V. (IDW) 

herausgegebenen Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 und sind diesen gegenüber vorran-

gig anzuwenden. Sie gelten nachrangig zu einem Auftragsbestätigungsschreiben. Das 

Auftragsbestätigungsschreiben zusammen mit allen Anlagen bildet die „Sämtlichen Auf-

tragsbedingungen“. 

A. Prüfungsgrundsätze 

I. Die A.V.A.T.I.S. Audit GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (im Folgenden auch „wir“) 

wird die Prüfung gemäß § 317 HGB und unter Beachtung der vom Institut der Wirt-

schaftsprüfer e. V. festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung ("GoA") risikoorientiert durchführen. Dem entsprechend werden wir die Prü-

fung unter Beachtung der Grundsätze gewissenhafter Berufsausübung so planen und 

anlegen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf den Prüfungsgegenstand laut 

Auftragsbestätigungsschreiben wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-

kannt werden. 

II. Wir werden die von uns als notwendig erachteten Prüfungshandlungen durchführen 

und einen Vermerk nach § 322 HGB erteilen. Über die Durchführung unserer Prüfung 

werden wir in berufsüblichem Umfang berichten. Um Art, Zeit und Umfang der einzel-

nen Prüfungshandlungen in zweckmäßiger Weise festzulegen, werden wir, soweit wir 

es für erforderlich halten, das System der rechnungslegungsbezogenen internen Kon-

trollen prüfen und beurteilen, insbesondere soweit es der Sicherung einer ordnungs-

gemäßen Rechnungslegung dient. Wir werden damit aber nicht beurteilen, ob der Fort-

bestand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der 

Geschäftsführung zugesichert werden kann (§ 317 Abs. 4a HGB). Wie berufsüblich, wer-

den wir die Prüfungshandlungen in Stichproben durchführen, sodass ein unvermeidli-

ches Risiko besteht, dass auch bei pflichtgemäß durchgeführter Prüfung selbst wesent-

liche falsche Angaben unentdeckt bleiben können. Daher werden z. B. Unterschlagun-

gen und andere Unregelmäßigkeiten durch die Prüfung nicht notwendigerweise aufge-

deckt. Wir weisen darauf hin, dass die Prüfung in ihrer Zielsetzung nicht auf die Aufde-

ckung von Unterschlagungen und anderen Unregelmäßigkeiten, die nicht die Überein-

stimmung des Prüfungsgegenstands mit den maßgebenden Rechnungslegungsgrund-

sätzen betreffen, ausgerichtet ist. Sollten wir jedoch im Rahmen der Prüfung derartige 

Sachverhalte feststellen, werden wir dies dem Auftraggeber unverzüglich zur Kenntnis 

bringen. 

III. Es ist Aufgabe der gesetzlichen Vertreter des Auftraggebers, wesentliche Fehler im Prü-

fungsgegenstand zu korrigieren und uns gegenüber in der Vollständigkeitserklärung zu 

bestätigen, dass die Auswirkungen etwaiger nicht korrigierter Fehler, die von uns wäh-

rend des aktuellen Auftrags festgestellt wurden sowohl einzeln als auch in ihrer Ge-

samtheit für den Prüfungsgegenstand unwesentlich sind. 

B. Auftragsverhältnis 

Werden uns Dokumente, die rechtliche Relevanz haben, zur Verfügung gestellt, stellen 

wir ausdrücklich klar, dass wir weder eine Verpflichtung zur rechtlichen Beratung bzw. 

Überprüfung haben, noch dass dieser Auftrag eine allgemeine Rechtsberatung beinhal-

tet. Der Auftraggeber hat daher auch eventuell im Zusammenhang mit der Durchfüh-

rung dieses Auftrages von uns zur Verfügung gestellte Musterformulierungen zur ab-

schließenden juristischen Prüfung seinem verantwortlichen Rechtsberater vorzulegen. 

Der Auftraggeber ist verantwortlich für sämtliche Geschäftsführungsentscheidungen 

im Zusammenhang mit unseren Leistungen, die Verwendung unserer Ergebnisse und 

die Entscheidung darüber, inwieweit unsere Leistungen für eigene interne Zwecke des 

Auftraggebers geeignet sind. 

C. Informationszugang 

Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Auftraggebers, uns einen 

uneingeschränkten Zugang zu den für den Auftrag erforderlichen Aufzeichnungen, 

Schriftstücken und sonstigen Informationen zu gewährleisten. Das Gleiche gilt für die 

Vorlage zusätzlicher Informationen, die vom Auftraggeber zusammen mit dem Ab-

schluss sowie gegebenenfalls dem zugehörigen Lagebericht veröffentlicht werden. Der 

Auftraggeber, wird diese rechtzeitig vor Erteilung des Bestätigungsvermerks bzw. un-

verzüglich sobald sie vorliegen, zugänglich machen. Sämtliche Informationen, die uns 

vom Auftraggeber oder in seinem Auftrag zur Verfügung gestellt werden („Auftrag- 

geberinformationen“), müssen vollständig sein. 

D. Mündliche Auskünfte 

Soweit der Auftraggeber beabsichtigt, eine Entscheidung oder sonstige wirtschaftliche 

Disposition auf Grundlage von Informationen und/oder Beratung zu treffen, welche wir 

dem Auftraggeber mündlich erteilt hat, so ist der Auftraggeber verpflichtet, entweder 

(a) uns rechtzeitig vor einer solchen Entscheidung zu informieren und uns zu bitten, das 

Verständnis des Auftraggebers über solche Informationen und/oder Beratung schrift-

lich zu bestätigen oder (b) in Kenntnis des oben genannten Risikos einer solchen münd-

lich erteilten Information und/oder Beratung jene Entscheidung in eigenem Ermessen 

und in alleiniger Verantwortung zu treffen. 

E. Freistellung 

Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, uns von allen Ansprüchen Dritter (einschließ-

lich verbundener Unternehmen) sowie daraus folgenden Verpflichtungen, Schäden, 

Kosten und Aufwendungen (insbesondere angemessene externe Anwaltskosten) frei-

zustellen, die aus der Verwendung des Arbeitsergebnisses durch Dritte resultieren 

und die Weitergabe direkt oder indirekt durch den Auftraggeber oder auf seine Ver-

anlassung hin erfolgt ist. Diese Verpflichtung besteht nicht in dem Umfang, wie wir 

uns ausdrücklich schriftlich damit einverstanden erklärt haben, dass der Dritte auf das 

Arbeitsergebnis vertrauen darf. 

F. Elektronische Datenversendung (E-Mail) 

I. Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Medien zum Austausch und zur Über-

mittlung von Informationen gestattet und diese Form der Kommunikation stellt als 

solche keinen Bruch von etwaigen Verschwiegenheits-pflichten dar. Den Parteien ist 

bewusst, dass die elektronische Übermittlung von Informationen (insbesondere per 

E-Mail) Risiken (z. B. unberechtigter Zugriff Dritter) birgt. 

II. Jegliche Änderung der von uns auf elektronischem Wege übersandten Dokumente 

ebenso wie jede Weitergabe von solchen Dokumenten auf elektronischem Wege an 

Dritte darf nur nach unserer schriftlichen Zustimmung erfolgen. 

G. Datenschutz 

I. Für die genannten Verarbeitungszwecke sind wir berechtigt, Auftraggeberinformatio-

nen, die bestimmten Personen zugeordnet werden können („personenbezogene Da-

ten“), in den verschiedenen Jurisdiktionen, in denen diese tätig sind, zu verarbeiten. 

II. Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit geltendem Recht und be-

rufsrechtlichen Vorschriften, insbesondere unter Beachtung der nationalen (BDSG) 

und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz.  

H. Vollständigkeitserklärung 

Die von uns von den gesetzlichen Vertretern erbetene Vollständigkeitserklärung um-

fasst gegebenenfalls auch die Bestätigung, dass die in einer Anlage zur Vollständig-

keitserklärung zusammengefassten Auswirkungen von nicht korrigierten falschen An-

gaben im Prüfungsgegenstand sowohl einzeln als auch insgesamt unwesentlich sind. 

I. Geltungsbereich 

I. Die in den Sämtlichen Auftragsbedingungen enthaltenen Regelungen – einschließlich 

der Regelung zur Haftung – finden auch auf alle künftigen, vom Auftraggeber erteilten 

sonstigen Aufträge entsprechend Anwendung, soweit nicht jeweils gesonderte Verein-

barungen getroffen werden bzw. über einen Rahmenvertrag erfasst werden oder so-

weit für uns verbindliche in- oder ausländische gesetzliche oder behördliche Erforder-

nisse einzelnen Regelungen zu Gunsten des Auftraggebers entgegenstehen. 

II. Für unsere Leistungen gelten ausschließlich die Bedingungen der Sämtlichen Auf-

tragsbedingungen; andere Bedingungen werden nicht Vertragsinhalt, wenn der Auf-

traggeber diese mit uns im Einzelnen nicht ausdrücklich schriftlich vereinbart hat. All-

gemeine Einkaufsbedingungen, auf die im Rahmen automatisierter Bestellungen Be-

zug genommen wird, gelten auch dann nicht als einbezogen, wenn wir diesen nicht 

ausdrücklich widersprochen haben.  

J. Anwendbares Recht / Gerichtsstand 

I. Für die Auftragsdurchführung sind die von den maßgeblichen deutschen berufsstän-

dischen Organisationen (WPK, IDW, StBK) entwickelten und verabschiedeten Berufs-

grundsätze, soweit sie für den Auftrag im Einzelfall anwendbar sind, bestimmend. 

II. Auf das Auftragsverhältnis und auf sämtliche hieraus oder aufgrund der Erbringung 

der darin vereinbarten Leistungen resultierenden außervertraglichen Angelegenhei-

ten oder Verpflichtungen findet deutsches Recht Anwendung. 

III. Ausschließlicher Gerichtsstand für alle in Verbindung mit dem Auftrag oder den da-

runter erbrachten Leistungen entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist der Sitz unserer 

Berufsgesellschaft in Chemnitz, Deutschland. 


